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Schlussrede  

als Präsident des Grossen Rates des Kantons Basel-Stadt  

17. Januar 2018 

 

Herr Statthalter 

Sehr geehrte Grossrätinnen und Grossräte 

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin 

Sehr geehrte Frau Regierungsrätin 

Sehr geehrte Herren Regierungsräte 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Stand heute: 243 Anlässe besucht, insgesamt ca. 30‘000 Personen angetroffen, etwa 1‘000 
Stunden an Veranstaltungen verbracht, ungefähr 8‘000 Kilometer zurückgelegt, etwa drei 
Dutzend Mal das Baselbieter Lied gesungen. Dabei wurden mir gefühlt 3‘600 Chäschüechli und 
Schinkengipfeli angeboten, begleitet von Mont sur Rolle aus der Literflasche und Hektoliter von 
Orangensaft. Das ist das (bisherige) Resümee meines Amtsjahres als Grossratspräsident des 
Kantons Basel-Stadt.  

Ich gebe zu: Am Anfang dieses Jahres hätte ich mir niemals vorstellen können, dass das Jahr 
derart intensiv wird. Tatsächlich war ich auch am einen oder anderen Ende des Tages müde. Der 
regelmässige Austausch mit früheren Parlamentspräsidien hat mich aber beruhigt. Man sagte 
mir, dass diese Müdigkeitserscheinungen auch völlig normal seien. Aber ich kann sagen: Dieses 
Jahr hat mir sehr viel Freude bereitet. Ich habe die Parlamentssitzungen sehr gerne geleitet und 
mich auch gerne für den Kanton Basel-Stadt an der einen oder anderen Stelle engagiert. Ich 
hoffe, Sie haben das hier im Saal manchmal ein wenig gespürt. 

Gleich zu Beginn meines Amtsjahres habe ich an einer Veranstaltung den ehemaligen 
baselstädtischen Ständerat und früheren Grossratspräsidenten Carl Miville getroffen. Er hat mir 
verraten, dass das Grossratspräsidenten-Jahr für ihn das Spannendste in seiner gesamten 
politischen Laufbahn war. Und ich kann nun sagen, ja, lieber Carli, Du hattest insofern Recht als 
dass dieses Amt ein wirklich ausgesprochen spannendes und abwechslungsreiches ist. Selten 
kommt man mit so vielen verschiedenen Menschen, Institutionen und Veranstaltungen in 
Berührung. Es ist alles dabei – ein bunter Mix. Und ich kann wohl am Schluss meines Amtsjahres 
ein Buch schreiben: Einen Führer über die schönsten Mehrzweckhallen der Region. Ob Aesch, 
Blauen, Diegten, Liesberg, Laufen oder Bettingen – seien Sie versichert, ich kann über fast jede 
Mehrzweckhalle über Terrain, Bodenfarben, Sanitärausstattungen, Belüftung, Licht oder Akustik 
Auskunft geben und kenne nun zudem sämtliche Trachtenvereine, Musikformationen und 
Jodelchörli aus dem Baselbiet.  

Gleichzeitig bin ich tief beeindruckt, was in dieser Region alles unternommen wird und mit wieviel 
Herzblut und noch viel mehr ehrenamtlichem Engagement viele Mitbürgerinnen und Mitbürger 
sich für unser Gemeinwesen einsetzen.  

Dieses Jahr hat mir gleichzeitig bewiesen, wie richtig unser politisches System ist. Ich finde es 
gut, dass sich Parlamentspräsidien auf ein Jahr beschränken. Diese Wechsel und der Wandel 
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sind Ausdruck unserer direkten Demokratie, wo es keine abgehobenen Eliten gibt und wo sich 
Politiker noch nicht vom Volk entfernt haben – so wie wir es aus anderen Ländern kennen. Wir 
müssen dafür nicht einmal weit reisen, es reicht ein Blick über die Grenze, wo es im letzten Jahr 
– wohl auch als Folge dieser Elfenbeinturm-artigen Verhaltensweise – zu grösseren 
Umwälzungen kam.  

Nicht etwa in irgendwelchen kleinen Staaten, sondern in zwei Nationen, welche als Säulen 
Europas bezeichnet werden können. Wo in einem Land eine Volkspartei von einem Tag auf den 
anderen praktisch verschwunden ist und in einem Land, wo zum ersten Mal seit dem Zweiten 
Weltkrieg wieder eine sehr nach rechts ausgerichtete Partei im Bundestag Einzug gehalten hat. 
Ein Land notabene, welches nun schon seit über drei Monaten ohne Regierung auskommen 
muss und die Entfremdung zwischen Volk und Eliten immer grösser wird. 

Und genau deshalb müssen wir zu unserem System Sorge tragen. Ich habe Sorge, dass wir das 
immer weniger machen. Dabei fängt es bereits im Kleinen an. Wir alle, geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen, können dazu beitragen, dass unsere direktdemokratischen Strukturen erhalten 
bleiben. Nämlich indem wir uns volksnah und zugänglich verhalten. Indem wir den Willen des 
Volkes respektieren und deren Anliegen ernst nehmen. Denn wir müssen uns bewusst sein: Nicht 
alles, was wir beschliessen, ist auf den ersten Blick verständlich, und gerade deshalb scheint es 
mir wichtig, dass wir in einem steten Kontakt – nicht nur vor Wahlen – mit der Bevölkerung 
stehen. Wir alle, auch die Damen und Herren auf der Regierungsbank, sind Volksvertreter und 
wir alle sollten das Volk auch vertreten.  

Im Jahr 2017 hat uns erwartungsgemäss die Zusammenarbeit mit Basel-Landschaft sehr 
beschäftigt. Es gibt erste Lichtblicke: In einem wichtigen Dossier, der Universität beider Basel, 
haben wir einen ersten Teilerfolg erzielen können. Auch wenn hüben und drüben noch immer 
Unken- und Buhrufe laut werden, so bin ich sicher, dass der nun beschlossene erste Kompromiss 
ein Schritt in die richtige Richtung ist. Wir alle, ob Stadt – ob Land, ob Bürger – ob Wirtschaft, wir 
alle brauchen eine starke Universität.  

Es stehen aber auch 2018 weitere grosse Brocken in der Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Kantonen an. Ich denke an die gemeinsame Spitalgruppe oder an die Frage der Finanzierung 
unserer Kulturinstitutionen.  

Und wenn ich vorher vom Verständnis für das Volk gesprochen habe, dann kann ich nicht 
verhehlen, dass ich auch von der einen oder anderen Reaktion aus Basel-Stadt in Bezug auf das 
Baselbiet enttäuscht war. Auch in diesem Hohen Hause wurde dabei der Ton sehr rau. Es nützt 
aber nichts, wenn wir auf das Baselbiet einhauen. Es braucht in dieser Region Verständnis für die 
verschiedenen Interessen. Ich unterstelle Ihnen, dass Sie alle für die Region und die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit einstehen. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit heisst 
aber auch „Zusammenarbeit mit Basel-Land“ und damit auch Verständnis zu haben für die 
Situation der Baselbieter. Gleichzeitig ist es aber auch wichtig, dass das Baselbiet die städtischen 
Interessen nicht ausblendet. Wir dürfen hervorheben, dass wir über 100 gemeinsame, gut 
funktionierende Staatsverträge haben und diese wohl nicht nur den Interessen des Stadtkantons 
dienen und wir, als Basel-Stadt, enorme Zentrumsleistungen finanzieren, welche auch (aber nicht 
nur) von Baselbietern in Anspruch genommen werden. 

Ich hätte mir deshalb mässigendere Töne gewünscht – hüben und drüben der Hülftenschanz –
und ja auch innerhalb dieses Saales. Ich appelliere deshalb an Sie: Gehen Sie auf die 
Baselbieter zu, treten Sie mit ihnen – nicht nur mit der Elite des Baselbiets – in Kontakt. Es tat mir 
weh, als ich im Baselbiet an Anlässen von Vereinen mit dem Zusatz „beider Basel“ war und mir 
die wenigen Baselstädter gedankt haben, dass auch jemand aus der Stadt sie beehrt. 
Gleichzeitig sah ich die Freude in Baselbieter Augen, dass jemand aus der Stadt bei ihnen zu 
Besuch ist. 

Das Baselbiet ist nicht „nur“ Allschwil, Pratteln oder Muttenz. Wer sich mit Baselbietern 
auseinandersetzt wird nicht überrascht sein, dass sie Nein zum Margarethenstich und Ja zum 
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Läufelfingerli gesagt haben. Ich rufe Sie auf, in den anstehenden politischen Debatten nochmals 
einen Schritt auf die Baselbieter zuzugehen. Denn nur gemeinsam können wir unsere Region 
vorwärtsbringen. Und ich hoffe sehr, dass dies auch unseren Baselbietern Kollegen bewusst ist 
und auch sie einen Schritt auf uns zugehen können.  

Man darf, wie unsere Regierungspräsidentin es an ihrer Neujahrsansprache treffend formuliert 
hat, nämlich festhalten: Basel geht es gut. Und ich würde, geschätzte Frau 
Regierungspräsidentin, es sogar noch geografisch erweitern: Basel und der Region geht es gut, 
sehr gut. 

Dass es uns in dieser Welt so gut geht, ist angesichts der Krisen und Kriege keine 
Selbstverständlichkeit. Der kleine und der grosse Raketenmann halten uns in Atem, der 
islamistische Terrorismus quält uns mit feigen und menschenverachtenden Attacken und 
gleichzeitig sind noch immer viele Menschen vor Krieg und Armut auf der Flucht. 

In unsere Selbstverständlichkeit haben sich, neben der von der Regierungspräsidentin erwähnten 
beliebten Art des Jammern und des Nörgelns, in unserer Kultur auch die sogenannten „First 
World Problems“ eingenistet. Während in vielen Teilen der Welt echte Probleme bestehen, haben 
wir eher triviale Probleme wie „Ich hab grad, auf der Suche nach einem iPhoneX-Aufladegerät, 
drei iPhone4-Aufladegeräte gefunden“ oder „Mein Haus ist so gross, dass das WLAN-Signal nicht 
überall hinreicht“. Doch auch so grosse Probleme wie „Jetzt schon 20 Grad für morgen angesagt 
und der Gärtner ist im Urlaub und im Pool ist kein Wasser“ oder aber „was schenk ich meinem 
Hund zu Weihnachten…“ beschäftigen uns im Alltag regelmässig.  

Diese Selbstverständlichkeit unseres Alltages, das Jammern und Nörgeln und diese „First World 
Problems“ sind wohl auch Grund für den einen oder anderen Vorstoss, welchen wir im 2017 
behandeln durften – oder mussten. So soll der Staat ein Netz mit Velopumpstationen aufbauen. 
Die Regierung soll dafür sorgen, dass die Stadtbevölkerung über saisonales Gemüse aufgeklärt 
wird und in den Parkanlagen Obstbäume angepflanzt werden. Gleichzeitig sollen regionale 
Weihnachtsbäume, FCB-Grabfelder auf dem Hörnli und Grillstationen am Rheinbord gefördert 
oder bereitgestellt werden. Auch für das Fördern von „Scheiaweia“ am Rheinbord ist der Staat 
zuständig, gleichzeitig soll die öffentliche Hand Bassbremsen mitfinanzieren. Doch wehe der 
Staat will am Zürcher Sechseläuten teilnehmen oder FCB-Spiele mit Gästen besuchen – dann ist 
es natürlich auch wieder nicht recht.  

Ich gebe zu, bei dem einen oder anderen der bis und mit letzten Mittwoch eingereichten 293 
Vorstösse hätte ich gerne auch etwas gesagt – nicht nur in dieser Schlussrede – oder aber 
wenigstens eine der insgesamt 393 Zwischenfragen gestellt. Wobei, das hätte wohl die 
Sitzungsdauer verlängert. Denn mit den insgesamt 117 Stunden, 11 Minuten und 18 Sekunden 
für 2‘837 Voten in insgesamt 98 Stunden und 32 Minuten haben wir uns des Öfteren intensiv mit 
wichtigen Problemen, eben Erste-Welt-Problemen, beschäftigt. Wobei ich zur Verteidigung des 
Parlaments sagen muss, dass ich alleine mit meiner präsidialen Sprechzeit 2 Stunden 45 Minuten 
und 45 Sekunden in Anspruch genommen habe. Mein Statthalter war mit 10 Minuten und 36 
Sekunden deutlich stiller.  

Und wenn man die Sprechzeiten noch etwas genauer analysiert, dann wird – angesichts der 
Themen die uns beschäftigt haben – wohl kaum überraschen, dass die beiden Vorsteher der 
Departemente für Justiz und Sicherheit sowie Bau und Verkehr mit 2 Stunden, 51 Minuten und 50 
Sekunden (Dürr) resp. 2 Stunden, 44 Minuten und 18 Sekunden fast am Längsten gesprochen 
haben. Fairerweise müssen wir aber anerkennen, dass mindestens beim Vorsteher des BVD in 
dieser Zeit mehr als 20 Minuten für sein weitherum berühmtes Lachen Verwendung fanden. 
Beide wurden aber um knappe 10 Minuten von einem fraktionslosen Vertreter geschlagen, 
welcher an der Spitze steht und auf den nächstplatzierten Parlamentarier auf Platz 5 doch schon 
einen beachtlichen Vorsprung von fast 45 Minuten aufweist.  

Doch keine Sorge, ich möchte diese Vorstösse und Ihre geschätzten Voten nicht werten. Das hat 
ja schon alt Nationalrat Helmut Hubacher kürzlich in einer sehr treffenden Kolumne in einer 
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Basler Zeitung getan. Vielmehr habe ich mich in diesen Momenten an meine Antrittsrede erinnert, 
in welcher ich Ihnen unterstellt habe, dass wohl niemand, der hier drinnen politisiert, etwas 
Schlechtes für diesen Kanton will.  

Es gibt auch tatsächlich Wichtiges: Neben den erwähnten geopolitischen Krisen müssen auch wir 
uns auf die digitale Disruption vorbereiten und darauf einstellen, dass sich unser Leben rasant 
verändern wird. So können wir nicht die Augen davor verschliessen, dass das weltgrösste 
Taxiunternehmen gar keine Taxis besitzt, der weltgrösste Unterkunftsanbieter über keine eigenen 
Immobilien verfügt, die weltgrösste Telefongesellschaft ohne eigenes Telefonnetz auskommt und 
der weltgrösste Medieninhaber keine eigenen Inhalte produziert. Dass der weltgrösste 
Filminhaber keine Kinos besitzt und der weltgrösste Personalrekrutierer über keine eigenen 
Büros verfügt, wird unser Leben nicht einfacher machen – alleine mit auch hier geforderten 
Gesetzen und zusätzlicher Regulierung werden wir dieser digitalen Revolution nicht Herr. Hier 
wünschte ich mir manchmal mehr Offenheit.  

Regional hoffe ich, dass wir uns endlich auch bei wichtigen Infrastrukturprojekten wie Basel Nord 
oder dem Herzstück durchsetzen können. Nur wenn wir als Region geeint auftreten und unsere 
Interessen in Bern adressieren, verschaffen wir uns Gehör und erhalten Gewicht. Das Zerreden 
von Ideen und Projekten bringt uns dabei nicht weiter.  

Auch bei anderen wichtigen nationalen Projekten ist es entscheidend, dass unsere Region sich 
behaupten kann. Sei es die Steuervorlage 17 oder die Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Union. Es ist wichtig, dass national gute Lösungen im Interesse der Schweiz gefunden werden. 
Dabei ist es beispielsweise empörend, dass Brüssel uns die Börsenäquivalenz nur für ein Jahr 
gewähren will und uns mit einem institutionellen Rahmenabkommen, welches wohl keine 
Mehrheit in der Schweiz finden wird, unter Druck setzen will.  

Dabei sind wir, gerade in unserer Region, auf das gute Miteinander mit der EU angewiesen. Nicht 
nur die Schweiz ist auf dieses Miteinander angewiesen, auch die Europäische Union. Wir 
profitieren von Grenzgängern, welche hier arbeiten. Umgekehrt profitieren diese Länder von 
Einwohnern, welche eine Arbeitsstelle gefunden haben und so das Sozialsystem ihres Landes 
nicht belasten und Steuern bezahlen.  

Wir profitieren von Verkehrsflüssen zwischen der Schweiz und der EU auf Schiene, Strasse und 
Wasser und unsere forschende pharmazeutische Industrie ist ein wichtiger Garant für den 
Wohlstand und die soziale Sicherheit in unserer Region. Umso bemerkenswerter ist es, wenn wir 
internationale Unternehmungen, die den Sitz in Basel haben, mit unsachgemässen Vorwürfen 
torpedieren oder Forschungsabkommen zwischen der Wirtschaft und der Universität haltlos 
kritisieren.  

Genauso wenig kann ich es unterstützen, dass die Personenfreizügigkeit mit der EU gekündigt 
werden soll. Vielmehr geht es doch darum, mit der EU eine für beide Seiten gute Lösung in den 
wichtigsten bilateralen Beziehungen zu finden. Unsere Region ist auf die Zusammenarbeit und 
auf eine prosperierende Wirtschaft angewiesen – auch in Zukunft, und in Zukunft vielleicht noch 
viel mehr. Vieles, was wir uns hier in diesem Parlament leisten und unter dem Motto „First world 
problems“ abgetan werden kann, wäre sonst nämlich gar nicht mehr finanzierbar. Ich rufe Sie 
deshalb auf, sich weiterhin für den Erhalt unseres Wirtschaftsstandortes einzusetzen, denn das 
ist im Interesse unserer Bevölkerung, womit wir beim Leitspruch dieses Saales angekommen 
sind: „Salus publica suprema lex“. 

Bewahren wir also gemeinsam unsere Schweiz, mit der Unabhängigkeit ihrer Regionen, einem 
funktionierenden Steuerwettbewerb, Privatsphäre, flexiblen Arbeitsmärkten und der Freiheit 
unserer Wirtschaftsnation.  

Zum Schluss möchte ich Ihnen danken. Danken für Ihre Akzeptanz und die Möglichkeit das Amt 
ausfüllen zu dürfen.  
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Mein Dank geht besonders an meinen Statthalter, welcher mich stets gut unterstützt hat. Ich 
wünsche ihm in seinem neuen Amt viel Weitsicht und Scharfsinn und seinem Statthalter, Heiner 
Vischer, ebenfalls nur das Beste.  

Mein grosser Dank geht an Thomas Dähler, den launigen und stets präsenten 
Parlamentsdienstleiter, mit dem ich viele vergnügliche Sitzungsstunden erleben durfte und der 
mich immer mal wieder darauf hinwies, „dass wir das aber noch nie so gemacht haben“ und ich 
damit „nun eine Präjudiz“ schaffen würde. Mit grosser Loyalität hat er sich stets – auch in seinem 
letzten vollen Amtsjahr – hinter mich und meine Entscheidungen gestellt und auch den sicherlich 
nicht immer ganz einfachen Prozess der Übergabe der verschiedenen Aufgaben innerhalb des 
Parlamentsdienstes an neue Mitarbeitende moderiert und geleitet. Mein Dank geht aber natürlich 
auch an den gesamten Parlamentsdienst, geht an Regine Smit, Sabine Canton, Raymonde Morf, 
Eva Gschwind, Peter Frankenbach sowie an die Kommissionssekretärinnen und -sekretäre und 
die neuen Mitarbeitenden Beat Flury und Alexandra Suter. Mein Dank geht aber auch an den 
Rathausverwalter Adrian Zumbach, an die Staatweibel Roland Schaad und Marianne Gwerder, 
an Margrit Rünzi vom Rathauskäffeli, an das Reinigungsteam und alle weiteren stillen Helfer im 
Rathaus. Mein Dank geht selbstverständlich auch an die Regierung, die Staatsschreiberin, den 
Vizestaatsschreiber und die Staatskanzlei. Aber auch an die gesamte kantonale Verwaltung. Ich 
habe mit Ihnen allen immer sehr gut zusammengearbeitet und mich ebenso umsichtig wie 
wertschätzend unterstützt gefühlt. 

Wir haben in diesem Jahr vieles erreicht – sei es im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, sei es bei 
der Einbindung neuer Schulstufen in unser „Staatskunde live“-Projekt und den PolitiKids, sei es 
aber auch mit der Wahl eines neuen Leiters des Parlamentsdienstes. Das alles gelang nur dank 
dieser guten Zusammenarbeit. Dafür möchte ich mich von Herzen bedanken.  

Ich wünsche Ihnen Allen alles Gute sowohl politisch, beruflich als auch privat – bleiben Sie heiter. 

Hiermit schliesse ich die letzte Sitzung des ersten Amtsjahres der 43. Legislatur. 


